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Information nach Artikel 13 und Artikel 14 der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) 
für die Erhebung personenbezogener Daten bei Berufung in einen Wahlvorstand  

Verantwortlicher 
Stadt Peine - vertreten durch den Bürgermeister -  
Kantstr. 5, 31224 Peine 
Telefon: 05171/49-0, E-Mail: info@stadt-peine.de 

Verantwortliche Stelle 
Amt Personal/Organisation, Abteilung Organisation/Interne Dienste (101) 
Telefon: 05171/49-9242, E-Mail: wahlen@stadt-peine.de 

Datenschutzbeauftragter 
Der externe behördliche Datenschutzbeauftragte der Stadt Peine ist erreichbar unter: 
Hannoversche Informationstechnologien (hannIT) AöR 
Hildesheimer Str. 47, 30169 Hannover 
E-Mail: datenschutz@hannit.de 

Zweck und Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung 
Kommunal-, Landtags-, Bundestags- und Europawahlen sind nur mit einer ausreichenden Zahl von 
Wahlhelfern/innen ordnungsgemäß durchzuführen.  
Zum Zweck der Organisation der Wahlvorstände ist es erforderlich, dass die Stadt Peine 
personenbezogene Daten erhebt und verarbeitet.  

Rechtsgrundlage für diese Datenverarbeitung ist Artikel 6 Abs. 1 lit. e DSGVO i. V. m. § 3 
Niedersächsisches Datenschutzgesetz (NDSG) i. V. m. den jeweils geltenden Wahlgesetzen: 

 § 11 Abs. 5 Niedersächsisches Kommunalwahlgesetz (NKWG)  

 § 25 Abs. 3 Niedersächsisches Landeswahlgesetz (NLWG) 

 § 9 Abs. 4 Bundeswahlgesetz (BWG) 

 § 4 Europawahlgesetz (EuWG) i. V. m. § 9 Abs. 4 BWG 

Daraus ergibt sich die gesetzliche Verpflichtung zur Bereitstellung der Daten. Ohne diese Angaben 
können die Wahlvorstände nicht organisiert werden.  

Im Einzelnen dürfen folgende personenbezogene Daten erhoben und verarbeitet werden: 
Familienname, Name, Geburtsdatum, Anschrift, Telefonnummern, E-Mail-Adresse, Zahl der 
Berufungen in den Wahlvorstand, und die dabei ausgeübte Funktion. 
Für eine eventuelle Erstattung von entstandenen Fahrtkosten ist es zusätzlich erforderlich, dass Sie 
uns Ihre Bankverbindung mitteilen. 

Die Stadt Peine ist befugt, Ihre Daten auch zum Zweck der Berufung in den Wahlvorstand für 
zukünftige andere Wahlen zu verarbeiten. Der Speicherung Ihrer Daten für zukünftige Wahlen 
können Sie jederzeit widersprechen. Zur Wahrnehmung Ihres Widerspruchsrecht senden Sie eine     
E-Mail an wahlen@stadt-peine.de oder wenden sich schriftlich an die Stadt Peine, Wahlamt,          
Kantstr. 5, 31224 Peine. 

Herkunft der Daten 
Wenn Sie sich freiwillig als Wahlhelfer/in gemeldet haben, haben wir die erforderlichen 
personenbezogenen Daten von Ihnen selbst erhalten. 

Da die Zahl der Freiwilligenmeldungen jedoch häufig nicht ausreicht, kann es erforderlich werden, 
dass personenbezogene Daten bei Dritten erhoben werden. 
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Auf Ersuchen der Gemeinde sind die Behörden des Landes sowie die der Aufsicht des Landes 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts verpflichtet, aus 
dem Kreis ihrer Bediensteten Personen zu benennen, die im entsprechenden Wahlgebiet wohnen. 
Die erforderlichen Rechtsgrundlagen für diese Datenübermittlungen finden sich in § 11 Abs. 4 NKWG, 
§ 25 Abs. 2 NLWG, § 9 Abs. 5 BWG sowie § 4 EuWG i. V. m. § 9 Abs. 5 BWG. 

Darüber hinaus sind bei Kommunalwahlen gem. § 11 Abs. 2 NKWG auch die im Wahlgebiet 
vertretenen Parteien aufzufordern, Wahlberechtigte für die Tätigkeit in den Wahlvorständen 
vorzuschlagen. 

Empfänger und Kategorien von Empfängern 
Innerhalb der Stadtverwaltung Peine sind Ihre Daten nur den Mitarbeitern/innen zugänglich, die 
direkt mit der Vorbereitung und Durchführung der Wahl betraut sind. 
Für die Überweisung einer eventuellen Fahrtkostenerstattung werden Ihre Zahlungsdaten zudem an 
die Stadtkasse weitergeben. 

Für die organisatorische Planung des Wahleinsatzes erfolgt die Weitergabe Ihres Namens sowie Ihrer 
Kontaktdaten an die/den Wahlvorsteher/in des Wahlvorstandes, in den Sie berufen wurden. 
Im Rahmen der Wahlniederschrift gelangt Ihr Name darüber hinaus dem Gemeindewahlausschuss 
sowie übergeordneten Wahlausschüssen zur Kenntnis. 

Dauer der Speicherung 
Ihre personenbezogenen Daten werden so lange verarbeitet, wie dies für die Erfüllung der 
gesetzlichen Aufgabe, in diesem Fall der Abwicklung der Geschäfte des Wahlvorstandes, erforderlich 
ist. Darüber hinaus erfolgt die Speicherung auch für eine mögliche Berufung bei zukünftigen Wahlen, 
sofern Sie dem nicht widersprochen haben. 
Die Stadtkasse ist gem. § 39 Abs. 2 der Gemeindehaushalts- und kassenverordnung (GemHKVO) 
verpflichtet, Buchungsbelege für 10 Jahre aufzubewahren. 

Die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für Wahlunterlagen richten sich nach den wahlrechtlichen 
Vorschriften (§ 88 Niedersächsische Kommunalwahlordnung, § 84 Niedersächsische 
Landeswahlordnung, § 90 Bundeswahlordnung, § 83 Europawahlordnung). Die Unterlagen werden 
anschließend vernichtet, soweit sie nicht für ein Wahlprüfungs-verfahren oder für die 
Strafverfolgungsbehörde wegen des Verdachts einer Straftat von Bedeutung sein können. 

Ihre Datenschutzrechte 
Als betroffene Person haben Sie folgende Rechte, wenn die gesetzlichen und persönlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind: 

• Recht auf Auskunft (Artikel 15 DSGVO)  
• Recht auf Berichtigung (Artikel 16 DSGVO) 
• Recht auf Löschung (Artikel 17 DSGVO)  
• Einschränkung der Verarbeitung (Artikel 18 DSGVO)  
• Recht auf Datenübertragbarkeit (Artikel 20 DSGVO)  
• Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung (Artikel 21 DSGVO) 

Daneben steht Ihnen ein Beschwerderecht bei der zuständigen Aufsichtsbehörde zu:  
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen 
Prinzenstraße 5, 30159 Hannover 


